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1. Räumlicher Geltungsbereich und gegenwärtige Situation 

1.1 Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 19 „Am 

Rykenberg/Kämperstraße“ der Wallfahrtsstadt Werl umfasst die Flurstücke 1310,1045, 

1294, 1284 (teilw.) und 1042 der Gemarkung Werl der Flur 38 im historischen Stadtkern 

der Wallfahrtstadt Werl. 

Das Plangebiet hat eine Gesamtgröße von ca. 515 m².  

Es umfasst den Bereich zwischen der Kämperstraße, der Steinerstraße und Am Ryken-

berg. Die genaue Abgrenzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 19 „Am 

Rykenberg/Kämperstraße“ ist Abbildung 1 zu entnehmen. 

 

 

Abb. 1: Geltungsbereich des Bebauungsplans 

1.2 Gegenwärtige Situation im Plangebiet und seiner Umgebung 

Das Plangebiet befindet sich im südlichen Bereich der historischen Altstadt und wird der-

zeit an der Kämperstraße als öffentlicher Parkplatz und Am Rykenberg für private Stell-

plätze genutzt. 

Der angrenzende Gebäudekomplex Kämperstraße 2 (außerhalb des Geltungsbereiches) 

ist ein prägendes Ensemble mit Denkmalsubstanz, steht jedoch leer und stellt deshalb, 

auch aufgrund seines schlechten baulichen Zustandes, einen städtebaulichen Missstand 

dar. Dieses Grundstück wird durch den parallel aufgestellten vorhabenbezogenen Be-

bauungsplan Nr. 18 „Kämperstraße/Steinerstraße“ ebenfalls neu geordnet. 

In der näheren Umgebung finden sich Wohnnutzungen, Einzelhandels- und Dienstleis-

tungsnutzungen sowie nördlich ein Jugendzentrum und ein öffentliches Parkdeck. 

Aufgrund der baulichen Dichte sind nur einige Grünstrukturen im Parkplatzbereich Käm-

perstraße vorhanden. 

 

1310 
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Abb. 2: Lufbild des Plangebiets, geobasis nrw, 2021 

2. Ziel und Zweck der Bebauungsplanaufstellung 

 

Für die Neugestaltung dieses Bereichs soll die bislang im städtischen Eigentum befindli-

che Teilfläche der Gemarkung Werl, Flur 38, Flurstück 1279 entwickelt werden.  

Das derzeit als öffentlicher Parkplatz dienende innerstädtische Grundstück soll wieder 

baulich genutzt werden. Im Erd- und Untergeschoss sind Geschäftsräume als Erweite-

rung des Am Rykenberg ansässigen Bestattungsbetriebes vorgesehen. Es sollen zu-

nächst fünf Wohneinheiten entstehen (im Untergeschoss sowie im Ober- und Dachge-

schoss). Im Erdgeschoss ermöglicht der Bebauungsplan ergänzend zu den geplanten 

Büronutzungen auch Wohnnutzungen. 

 

Im Sommer 2020 wurde das Integrierte Städtebauliche Entwicklungskonzept (ISEK) für 

den Stadtkern beschlossen. Die Erneuerung und Transformation der östlich des Plange-

biets liegenden Fußgängerzone zu einem vielfältig genutzten Wohn-, Handels- und Be-

gegnungsraum ist wesentliches Ziel des ISEK. Das Vorhaben soll in diesem Sinne den 

Stadtkern mit einer Nutzungsmischung und Restaurierung der historischen Bausubstanz 

aufwerten.   

Die Planung des Vorhabenträgers steht in engem Zusammenhang mit dem Vorhaben 

des Trägers Dr. Atanassow – Dr. Kerber GbR auf den südlich angrenzenden Grundstü-

cken. Deshalb werden die baurechtlichen Voraussetzungen hierfür in zwei parallel auf-

zustellenden vorhabenbezogenen Bebauungsplänen geschaffen: 

− Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 18 „Kämperstraße/Steinerstraße“ der 

Wallfahrtsstadt Werl (Steinertor – Dr. Atanassow – Dr. Kerber GbR) 



Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 19 – Am Rykenberg / Kämperstraße –  

3 

− Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 19 „Am Rykenberg/Kämperstraße“ (Bau-

vorhaben Wieschebrock). 

 

Die zwei vorhabenbezogenen Pläne sollen zeitlich parallel aufgestellt werden. 

2.1 Art des Verfahrens 
 

Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB als Be-

bauungsplan der Innenentwicklung aufgestellt, da das Grundstück des Geltungsberei-

ches als Potenzialfläche im zentralen Innenstadtbereich gewertet wird. Im beschleunig-

ten Verfahren gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Absatz 2 

und 3 Satz 1 BauGB. Im vereinfachten Verfahren kann von der frühzeitigen Unterrich-

tung und Erörterung nach § 3 Absatz 1 und § 4 Absatz 1 BauGB abgesehen werden. 

Frühzeitige Beteiligungsschritte wurden dennoch durchgeführt. 

In einem beschleunigten Verfahren können Bebauungspläne u.a. aufgestellt werden, um 

die Wiedernutzbarmachung von Flächen, die Nachverdichtung oder andere Maßnahmen 

der Innenentwicklung vorzubereiten. 

Die im Zuge der Bauleitplanung zu bewältigenden Konflikte sind durch ein beschleunig-

tes Verfahren lösbar; es sind keine besonderen Konflikte im Hinblick auf Umweltbelange 

ersichtlich.  

Auch mit den bekannten Boden- und Baudenkmälern kann im Rahmen dieses Verfah-

rens in Sinne der denkmalschutzrechtlichen Regelungen konfliktfrei umgegangen wer-

den. Hier sind die Es muss keine formale Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB durch-

geführt werden. Dennoch sind im Rahmen der Bebauungsplanverfahren die umweltbe-

zogenen abwägungserheblichen Belange sachgerecht zu ermitteln und darzustellen. 

2.2 Art des Bebauungsplans 

Gemeinden können gem. § 12 BauGB durch einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan 

die Zulässigkeit von Vorhaben bestimmen, wenn sich der Vorhabenträger auf der Grund-

lage eines mit der Gemeinde abgestimmten Plans zur Durchführung der Vorhaben und 

der Erschließungsmaßnahmen (Vorhaben- und Erschließungsplan) bereit erklärt und in 

der Lage ist. Er verpflichtet sich weiterhin zur fristgerechten Durchführung und zur Tra-

gung von Planungs- und Erschließungskosten ganz oder teilweise vor dem Beschluss 

nach § 10 Abs. 1 BauGB (Durchführungsvertrag). Die Bestandteile eines vorhabenbezo-

genen Bebauungsplans sind ursprünglich ein Vorhaben- und Erschließungsplan und ein 

Durchführungsvertrag. Die Planzeichnung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 

Nr. 19 - Am Rykenberg/Kämperstraße - verbindet dabei gem. § 12 Abs. 3 BauGB den 

Vorhaben- und Erschließungsplan und einen Rechtsplan nach Baugesetzbuch. 

Im Durchführungsvertrag werden u.a. die Kompensation von beseitigten Grünstrukturen 

durch den Vorhabenträger, die Kostenübernahme, Einzelheiten zum Vorhaben und die 

Ausführungsfrist des Bauvorhabens verbindlich geregelt. 
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3. Bestehendes Planungsrecht 

3.1 Regionalplan 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans wird im Regionalplan des Regierungsbezirks 

Arnsberg, Teilabschnitt Kreis Soest und Hochsauerlandkreis, als Allgemeiner Siedlungs-

bereich (ASB) dargestellt. Durch diese Darstellung steht das Vorhaben den Zielen der 

Regionalplanung grundsätzlich nicht entgegen. 

3.2 Landesentwicklungsplan 

Im Landesentwicklungsplan NRW (LEP NRW) sind Ziele und Grundsätze der Sied-

lungsentwicklung aufgeführt. Die Wallfahrtstadt Werl ist ein Mittelzentrum mit Lage im 

Kreis Soest. Somit hat Werl die Versorgungsfunktion für das eigene Stadtgebiet und die 

benachbarten kleineren Gemeinden. Mit ihrem historischen Stadtkern gehört die Stadt zu 

den landesbedeutsamen Kulturlandschaftsbereichen der Soester Börde und des Hell-

wegbereiches. 

3.3 Flächennutzungsplan 

Der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Werl stellt den Planbereich als Kerngebiet 

dar. Aufgrund der überwiegenden Wohnnutzung im Zuge des Vorhabens soll der Plan-

bereich zukünftig als Wohnbaufläche abgebildet werden. Für diese Berichtigung des Flä-

chennutzungsplanes wirkt die Regelung des beschleunigten Verfahrens nach 

§ 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB, wonach der Flächennutzungsplan im Wege der Berichtigung 

anzupassen ist. Hierdurch ist ein Änderungsverfahren nicht erforderlich. 

3.4 Landschaftsplan 

Der Planbereich liegt nicht im Geltungsbereich eines Landschaftsplans. 

3.5 Bebauungspläne 

Das Plangebiet liegt im Geltungsbereich der 6. und 11. Änderung des Bebauungsplans 

Nr. 19 „Sanierung Innenstadt I“ mit folgenden wesentlichen Festsetzungen: 

 

6. Änderung des Bebauungsplans Nr. 19 „Sanierung Innenstadt I: 

− Flächen für Stellplätze und Garagen 

− durchgehende Verkehrsfläche zwischen Kämperstraße und Am Rykenberg 

 

11. Änderung des Bebauungsplans Nr. 19 „Sanierung Innenstadt I: 

− Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung öffentliche Parkfläche mit 

Treppen, Grünanlagen und Fußwegen 

 

Mit der Rechtswirksamkeit des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 19 - Am 

Rykenberg/Kämperstraße - treten für seinen Geltungsbereich die bisherigen Festsetzun-
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gen des Bebauungsplans Nr. 19 „Sanierung Innenstadt I“, 6. und 11. Änderung außer 

Kraft.  

 

   
Abb. 3 u. 4: Plangebiet im Bebauungsplan Nr. 19 „Sanierung Innenstadt I“, 6. Änderung u. 11. Änderung (rechts) 

3.6 Denkmal- und Gestaltungssatzung „Altstadt Werl“ 
 

Die Satzungen für den Denkmalbereich der Werler Altstadt vom 14.09.88 und die Gestal-

tungssatzung als örtliche Bauvorschrift über die Gestaltung der Stadt Werl gem. § 86 

Landesbauordnung NW vom 29.09.1999, zuletzt geändert durch die 2. Satzung zur Än-

derung der Gestaltungssatzung der Stadt Werl vom 15.12.2011 sind anzuwenden. 

Der Satzung für den Denkmalbereich der Werler Altstadt vom 14.09.88 ist zu entneh-

men:  

Kämperstraße  

Die Kämperstraße umschließt als nord-südlich verlaufende Längsachse den historischen 

Siedlungskern um die Pfarrkirche. Als Torstraße verbindet sie das ehem. Steinertor mit 

dem Kälbermarkt. Der Verlauf und weitgehend auch die Breite sind identisch mit dem 

Urkataster von 1829. 
 

Am Rykenberg  
Die Straße Am Rykenberg verbindet Kämperstraße und Steinerstraße. Geschützt ist, 

laut Satzung, das Prinzip, die Schulgasse mit der Kämperstraße zu verbinden. Die Häu-

ser Nr. 1 (ehem. Erbsälzerhaus Brandislilien, heute Städtisches Museum Am Rykenberg 

– Wedelin-Leidinger-Haus) und Nr. 2 sind als Baudenkmäler geschützt, da beide das Er-

scheinungsbild des durchgrünten Bereichs beiderseits der Schulgasse prägen. Dieser 

Schutzstatus wird durch das Vorhaben nicht berührt, da der geschützte Bereich den 

nördlichen Verlauf der Straße Am Rykenberg betrifft. 

Im Vorfeld der Bauarbeiten zum südlichen angrenzenden Vorhaben (VBB Nr. 18) sind 

archäologische Untersuchungen durchzuführen. Im Rahmen einer Prospektionsgrabung 

ist das vermutete Bodendenkmal hinsichtlich der erhaltenen Bodendenkmalsubstanz zu 

erkunden. Die Ergebnisse der archäologischen Dokumentationsmaßnahmen werden 

auch in der Abwägung zur Aufstellung des VBB Nr. 19 Berücksichtigung finden. 

 



Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 19 – Am Rykenberg / Kämperstraße –  

6 

Sonstige Gestaltungsvorgaben 

Blickbeziehungen auf die Altstadt sind geschützt, sofern sie die Stadtsilhouette sichtbar 

werden lassen. Als prägnant gilt die Sichtbeziehung von der Kämperstraße durch die an-

steigende Krämergasse auf den Kirchplatz mit dem dominanten Turm der Pfarrkirche 

Sankt Wallburga als Raumabschluss. Als weitere prägnante Sichtbeziehung gilt diejeni-

ge vom Steinertor durch die Steinerstraße bis zur Fassade der Alten Wallfahrtskirche. 

Diese Sichtbeziehungen werden durch das Vorhaben nicht berührt. 

Ein Eingriff in das geschützte Straßennetz der Altstadt ist ebenfalls nicht Gegenstand 

des Bebauungsplans. 

4. Städtebauliches Konzept  

Das Wohn- und Geschäftshaus wird von der Kämperstraße eine gegliederte vierge-

schossige Fassade (Untergeschoss rauskragend) und von der Ostansicht am Rykenberg 

eine Dreigeschossigkeit aufweisen. Das Satteldach ist durch Gauben (Schleppgauben) 

und Zwerchdächer geprägt und wird mit roten Ziegeln ausgeführt. 

Im Erdgeschoss sollen Dienstleistungs-/ und oder Gewerbeflächen entstehen.  

Der Baukörper erhält eine helle Putzfassade und nimmt die Grenzen der ursprünglichen 

Stadtmauer auf und spiegelt mit der Gebäudeanordnung einen Teil der ursprünglichen 

Stadtstruktur wider. Die Flucht des Gebäudekomplexes der alten Posthalterei an der 

Kämperstraße (vgl. angrenzender Bebauungsplan Nr. 18) wird fortgesetzt. 

Es soll eine Wohn-/Nutzfläche von ca. 510 m² (davon 332 m² Wohnfläche) und fünf 

Wohneinheiten entstehen. 

Auf die Seminarräume im Untergeschoss des Vorentwurfs wurde bei der Weiterentwick-

lung der Planung zugunsten einer weiteren Wohnung verzichtet. Die Seminare sind nur 

auf einer Ebene mit den Trauerräumen (Aufbewahrungsräumen) sinnvoll und werden 

deshalb im bestehenden Abschiedshaus weiter genutzt. 

Die Stellplatzplanung sieht 15 private Kfz-Stellplätze im Plangebiet vor. Unter Anrech-

nung der Stellplätze im Bestand können vom Vorhabenträger ausreichend Stellplätze zur 

Verfügung gestellt werden. Eine Stellplatzbegrünung wird festgesetzt.  

Fahrrad- und Müllstandorte sind im Keller vorgesehen. 

Die bisher im städtischen Eigentum befindliche südliche Teilfläche der Gemarkung Werl, 

Flur 38, Flurstück 1279 wird von dem benachbarten Vorhaben beansprucht. Dadurch fal-

len die bisherige fußläufige Verbindung zwischen „Kämperstraße“ und der Straße „Am 

Rykenberg“ mit Treppe und Grünstrukturen sowie der angrenzende öffentliche Parkplatz 

mit Stellplätzen weg. 

Aufgrund des hohen Überbauungsgrades in Bestand und Planung sind Grünanlagen im 

Plangebiet nur punktuell und kleinflächig realisierbar. Zwei Rotbuchen auf dem öffentli-

chen Parkplatz in der Kämperstraße können nicht erhalten werden. Der wegfallende 

Baumbestand wird in räumlicher Nähe, aber außerhalb des Plangebietes ausgeglichen 

(vgl. Punkt 5.4.1 und Abb. 7). 
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Abb. 5: Lageplan zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 19, Architekt Reher, Werl, 2021 

 

 
Abb. 6: Lageplan zum südlichen angrenzenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 18 - Kämperstraße / 
Steinerstraße -Tepe, Grützbach Architekten, Arnsberg 2022 
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Gemäß dem in der Stadt Werl angewandten Stellplatzschlüssel sollen je Wohneinheit 1 

Pkw-Stellplatz sowie 1 Fahrradstellplatz hergestellt werden. Dieser Stellplatzschlüssel 

wird für alle geplanten Nutzungen angewandt. Demnach sind durch das Vorhaben 5 Kfz 

und 5 Fahrradstellplätze nachzuweisen. 

Oberirdisch werden im Bebauungsplan Am Rykenberg 15 private Pkw-Stellplätze festge-

setzt.  

Zugänglich von der Kämperstraße und Am Rykenberg sind Fahrradstellplätze und Müll-

tonnen auf der Freifläche angrenzend zur Nachbar-Bebauung Kämperstraße 14 vorge-

sehen (vgl. Abb. 8). 

Damit werden nach Stellplatzschlüssel genügend Stellplätze hergestellt. 

5. Inhalte des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 

5.1 Art der baulichen Nutzung 

 

Zulässiges Vorhaben und zulässige bauliche Anlagen 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist ein Gebäude gemäß den zeichnerischen 

Darstellungen im Plankonzept und Ansichten/Grundrissen sowie gemäß den textlichen 

Festsetzungen zulässig. 

Es wird kein Baugebiet nach BauNVO festgesetzt, sondern vorhabenbezogen ein 

„Wohn- und Geschäftshaus“.  

Zulässig sind: 

- In den Obergeschossen nur Wohnungen  

- im Erdgeschoss  

o Wohnungen 

o Räume für Dienstleistungen 

- im Kellergeschoss  

o Wohnungen und dem Wohnen dienende Nutzungen (Technik- und Ab-

stellräume) 

 

Gewerbliche Einheiten bleiben ausgeschlossen, wenn sie im Sinne des § 15 BauNVO 

nach Anzahl, Lage, Umfang oder Zweckbestimmung der Eigenart des Wohngebäudes 

widersprechen. Sie sind auch unzulässig, wenn von ihnen Belästigungen oder Störungen 

ausgehen können, die nach der Eigenart des Wohngebäudes selbst oder in dessen Um-

gebung unzumutbar sind, oder wenn sie solchen Belästigungen oder Störungen ausge-

setzt werden. 

Zulässig sind bauliche Anlagen mit einer Wohn- und Nutzfläche von ca. 510 m² (davon 

332 m² Wohnfläche).   
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5.2 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt über die zeichnerische Festsetzung des 

Gebäudes und der Stellplätze. 
 

Höhe baulicher Anlagen 

Zusätzlich erfolgt eine zeichnerische Festsetzung der maximal zulässigen Höhen bauli-

cher Anlagen als bauliche Oberkanten über NHN in Verbindung mit vermaßten Gebäu-

deschnitten. Als Bezugspunkt wird die Fußbodenoberkante (OKF) mit 92,9 m ü. NHN 

festgesetzt. Zeichnerisch werden max. zulässige First- und Traufhöhen (FH und TH) 

festgesetzt (FH max. 108,0 m ü.NHN, TH max. 102,0 m ü.NHN). Das Gebäude weist 

damit eine absolute Gebäudehöhe von ca. 15 Metern auf. 

5.3 Überbaubare Grundstücksfläche 

Die zulässige überbaubare Grundfläche ergibt sich aus der Planzeichnung. Die zeichne-

rischen Darstellungen ergeben insgesamt rechnerisch eine bauliche Ausnutzung der 

Grundstücksflächen innerhalb des Vorhaben- und Erschließungsplans bis zu 42 % (ca. 

218 m²), was einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 entspricht. Durch die Flächen für 

Stellplätze erreicht die überbaubare Grundfläche eine Größe von ca. 80 %.  

Dieser Überbauungsgrad unterschreitet die zulässige Obergrenze (GRZ von 1,0) für eine 

kerngebietstypische Nutzungsmischung, die im wirksamen Bebauungsplan Nr. 19 „Sa-

nierung Innenstadt I“ südlich und nordöstlich an das Plangebiet angrenzt und als städte-

bauliche Orientierung herangezogen werden kann.  

5.4 Grünordnerische Festsetzungen 

Auf den nicht überbauten Flächen ist ein Anteil von mindestens 5 % der Gesamtfläche 

als Grünfläche fachgerecht anzulegen und dauerhaft zu erhalten. Abgängige Bestandtei-

le sind zu ersetzen. Sie dienen einer ganzjährigen Begrünung am Gebäude. Die Flächen 

sind mit standortgerechten und heimischen Gehölzen zu bepflanzen. Neben Gehölzen 

sind auch sonstige heimische Bepflanzungen wie z.B. Gras- und Staudengewächse zu-

lässig. Neben der gestalterischen Wirkung haben die Pflanzmaßnahmen zudem eine 

ökologische Funktion.  

Kombinationen mit mineralischen Feststoffen (z.B. Bruchsteine) sind zulässig. Dabei dür-

fen die mineralischen Feststoffe maximal 10 % einer Vegetationsfläche (zusammenhän-

gender Teilbereich der Grünfläche, z.B. Vorgarten) bedecken. 

5.4.1 Stellplatzbegrünung 

Je angefangene 5 Stellplätze ist ein einheimischer, standortgerechter Laubbaum im 

räumlichen Zusammenhang mit der Stellplatzanlage zu pflanzen und zu unterhalten. Es 

sind jedoch nur fünf Stellplätze im Zusammenhang mit den geplanten fünf Wohneinhei-

ten herzustellen, die übrigen Stellplätze liegen bereits als Bestand vor. Die daraus erfor-

derliche Anpflanzung von einem Baum wird in räumlicher Nähe umgesetzt (vgl. Abb. 7). 

Dazu erfolgen Vereinbarungen im Durchführungsvertrag.  
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Abb. 7: Baumstandorte (grün: Hainbuchen, Hochstamm, blau: Esche, Hochstamm) außerhalb des Geltungsbe-
reichs gem. Vereinbarung der Wallfahrtsstadt Werl mit dem Vorhabenträger zur erforderlichen Stellplatzbegrü-
nung und als Ersatz für wegfallende Rotbuchen. 

5.5 Fassadengestaltung 

Die Gebäudefassaden sind entsprechend den im Vorhaben- und Erschließungsplan ab-

gebildeten Ansichten auszustatten. Die Gestaltungssatzung über die Gestaltung der 

Stadt Werl gem. § 86 Landesbauordnung NW vom 29.09.1999, zuletzt geändert durch 

die 2. Satzung zur Änderung der Gestaltungssatzung der Stadt Werl vom 15.12.2011 ist 

als örtliche Bauvorschrift zu beachten.  

Abweichungen von der Gestaltungssatzung der Stadt Werl sind nicht beabsichtigt (vgl. 

Punkt 4 städtebauliches Konzept). 
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Abb. 8: zeichnerische Festsetzungen im vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 19, Planquadrat 8/2022 

6. Erschließung und ruhender Verkehr 

 
Die Erschließung des Plangebiets erfolgt für Pkw von der Straße Am Rykenberg aus.  

Die verkehrlichen Auswirkungen des Vorhabens sind voraussichtlich nicht erheblich. Es 

ist davon auszugehen, dass die Neuverkehre, die durch das Vorhaben entstehen, sehr 

gering bleiben. Die nahe Fußgängerzone bzw. die Innenstadtlage bieten eine fußläufige 

Erreichbarkeit vieler alltagsrelevanter Ziele. 

Durch das Vorhaben fallen öffentliche Stellplätze an der Kämperstraße weg. Im Umkreis 

des Vorhabens bestehen jedoch weitere Stellplatzangebote, die noch über Kapazitäten 

verfügen.  

7. Umweltbelange 

Belange des Naturschutzes sind in diesem innerstädtischen Bereich nicht betroffen.  

Mit der am 01. Januar 2007 erfolgten Neufassung des BauGB ist für Bebauungspläne, 

die der Innenentwicklung der Städte und Gemeinden dienen, gemäß § 13a „Bebauungs-

pläne der Innenentwicklung“ ein besonderes Verfahren vorzusehen. Der vorliegende Be-

bauungsplan entspricht den in § 13a BauGB genannten Voraussetzungen (festgesetzte 

Grundfläche von weniger als 20.000 m², keine Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung, 

keine Anhaltspunkte für Beeinträchtigungen von Flora-Fauna-Habitat- und Vogelschutz-

gebieten). 

private Stellplätze 
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Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, gelten 

gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB vor der planerischen Entscheidung als erfolgt oder zu-

lässig. Demnach ist ein Ausgleich oder Ersatz gem. Eingriffsregelung des Bundesnatur-

schutzgesetzes nicht notwendig. Es erfolgt keine Inanspruchnahme von landwirtschaftli-

chen Flächen. Dennoch sind die Belange des Umwelt- und Naturschutzes sowie der 

Landschaftspflege gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB zu beachten und die Vorschriften zum 

§ 1a BauGB anzuwenden und in die Abwägung einzustellen. 

7.1 Natur- und Artenschutz 

Beeinträchtigungen planungsrelevanter Arten und das Eintreten der Verbotstatbestände 

gem. § 44 BNatSchG können ausgeschlossen werden. Zur Vermeidung von Verbotstat-

beständen gem. § 44 BNatSchG gilt eine Begrenzung der Inanspruchnahme von Vege-

tationsbeständen auf Zeiten außerhalb der Brutzeit (01.03. bis 30.09.) Rodungs- und 

Räumungsmaßnahmen sind nur zwischen dem 01.10. und dem 28./29.02. eines Jahres 

zulässig. Dazu wird ein Hinweis in die Planzeichnung aufgenommen. 

Für wegfallende Grünstrukturen werden Ersatzpflanzungen geleistet (vgl. 5.4.1 Stell-

platzbegrünung). 

7.2 Bodenschutz / Grundwasserschutz 

Das Plangebiet ist im Bestand durch private Stellplätze Am Rykenberg und den öffentli-

chen Parkplatz in der Kämperstraße nahezu vollständig versiegelt. Die Neubebauung hat 

nur geringfügige Auswirkungen auf die natürliche Funktion des Bodens. 

7.3 Klimaschutz  

Bauleitpläne sollen seit der Novelle des BauGB 2011 dazu beitragen, den Klimaschutz 
und die Klimaanpassung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung zu fördern. Den Er-
fordernissen des Klimaschutzes soll gemäß § 1a Abs. 5 BauGB sowohl durch Maßnah-
men, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung 
an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden.  

Einen wesentlichen Beitrag zur Reduzierung der Treibhausgas-Emissionen leisten bei-

spielsweise auf der Ebene der Stadtentwicklung kompakte Siedlungsstrukturen und die 

Vermeidung von Verkehrsemissionen. Andererseits dienen die Freihaltung der Frisch-

luftschneisen, die Schaffung von Freiflächen und die Reduzierung der Bodenversiege-

lung einem günstigen Stadtklima. 

Der aufzustellende Bebauungsplan leistet als Bebauungsplan der Innenentwicklung 

durch die Nachverdichtung einer innerstädtischen Fläche einen Beitrag zum Klima-

schutz. Frischluftschneisen und wertvolle Freiflächen werden nicht in Anspruch genom-

men. Untergenutzte Flächen werden einer sinnvollen neuen Nutzung zugeführt, wodurch 

die vorhandene Infrastruktur der Wallfahrtsstadt Werl genutzt und gestärkt wird. Damit 

wird nachhaltige Siedlungsentwicklung betrieben. 
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7.4 Energiekonzept 

Auf Gebäudeebene sind ein geringer Energieverbrauch, die energieeffiziente Wärme- 

und Kälteerzeugung, die Nutzung regenerativer Energien sowie Dach- und Fassadenbe-

grünungen zu nennen. 

Der Vorhabenträger plant eine Photovoltaikanlage in Kombination mit einer Wärmepum-

pe als Energieversorgung zu installieren. Der Einsatz von Photovoltaik ist unter Berück-

sichtigung der Gestaltungssatzung zu regeln. 

7.5 Immissionsschutz  

Das Plangebiet wird im Bestand entwickelt. Erhebliche Emissionen, die von dem Vorha-

ben ausgehen könnten, sind nicht zu erwarten.  

Der Neubaustandard des Vorhabens gewährleistet eine ausreichende Abschirmung ge-

gen Lärmimmissionen und lässt keine Beeinträchtigung gesunder Wohn- und Arbeits-

verhältnisse in der neuen Wohnanlage erwarten. Aus Sicht der Oberen Immissions-

schutzbehörde sind immissionsrechtliche Belange nicht betroffen. 

Zur Vermeidung von Immissionen durch Licht, Abgase etc. durch die privaten PKW-

Stellplätzen, können im Durchführungsvertrag Maßnahmen für betroffene Fenster im 

Erdgeschoss (z.B. Ausstattung mit Brüstungen oder Heckenpflanzungen) geregelt wer-

den. 

7.6 Hochwasser- und Überschwemmungsschutz 

Die Verordnung über die Raumordnung im Bund für einen länderübergreifenden Hoch-

wasserschutz (BRPHV) vom 19. August 2021 ist zu beachten. 

Laut Starkregenhinweiskarte für NRW des Bundesamtes für Kartographie und Geodäsie 

(BKG) und zur Hochwassergefahren/-risikokarte des Landesamtes für Natur, Umwelt 

und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen, LANUV liegt das Plangebiet außerhalb von 

Gefahrenzonen.  

Im Ergebnis kann festgestellt werden, dass kein Hochwasserrisiko im Plangebiet be-

steht.  

8. Denkmalpflegerische Belange 

8.1 Bodendenkmale 

Die Belange des Denkmalschutzes sind bei der Durchführung der Arbeiten zu berück-

sichtigen (Bodendenkmal gemäß § 2 Abs. 5 DSchG NRW). 

Funde zum im mittelalterlichen Stadtkern Werls gelegenen Hausstätten, deren älteste 

Bebauung in der Zeit der Stadtwerdung im 13. Jahrhundert geschätzt wird, sind zu er-

warten. Im Vorfeld von Tiefbauarbeiten sind archäologische Untersuchungen durchzu-

führen.  

Es wird folgender Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen: 

Umgang mit Bodendenkmälern: 
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Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und / oder naturgeschichtliche Bo-

denfunde, d.h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und Verfär-

bungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch Zeug-

nisse tierischen und / oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt 

werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Gemeinde als Untere Denkmal-

behörde und / oder dem Westfälischen Museum für Archäologie / Amt für Bodendenk-

malpflege, Außenstelle Olpe (Te l.: 02791-93750, Fax: 02791-937520) unverzüglich an-

zuzeigen und die Entdeckungsstätte mindestens drei Werktage in unverändertem Zu-

stand zu erhalten (§ 15 und § 16 Denkmalschutzgesetz NW), falls diese nicht vorher von 

den Denkmalbehörden freigegeben wird. Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe ist 

berechtigt, das Bodendenkmal zu bergen, auszuwerten und für wissenschaftliche Erfor-

schung bis zu sechs Monate in Besitz zu nehmen (§ 16 Abs. 4 DSchGNW).  

8.2 Baudenkmale 

Baudenkmale sind im Plangebiet nicht betroffen. Auf dem Grundstück befindet sich kein 

Gebäude. 

9. Entwässerung 

9.1 Schmutzwasser 

Das Schmutzwasser wird dem öffentlichen Mischwasserkanal zugeführt.  

9.2 Niederschlagswasser  

Das Wasserhaushaltsgesetz (§ 55 WHG) und das Landeswassergesetz Nordrhein-

Westfalen (§ 44 LWG NRW) regeln die Anforderungen an ortsnahe Versickerung, Ver-

rieselung, oder direkte Einleitung des Niederschlagswassers in ein Gewässer (bzw. über 

eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser).  

Eine ortsnahe Versickerung ist aufgrund der fehlenden Eignung des Bodenkörpers nicht 

möglich. Das Niederschlagswasser wird in die Mischkanalisation abgeführt.  

10. Ver- und Entsorgung 

Die Versorgung des Plangebietes mit Strom wurde durch den lokalen Energieversorger 

zugesichert. Gleiches gilt für die Wasserversorgung. 
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11. Sonstige Belange 

11.1 Kampfmittel 

Gemäß derzeitiger Luftbildauswertung der Bezirksregierung Arnsberg - Kampfmittelbe-

seitigungsdienst Westfalen Lippe sind für den Geltungsbereich des vorhabenbezogenen 

Bebauungsplanes Nr. 19 keine Belastungen zu erkennen, sodass hier keine weiterge-

henden Maßnahmen zur Kampfmittelbeseitigung im Bereich der geplanten Baumaß-

nahme erforderlich sind. Generell ist bei allen Baugrundeingriffen erhöhte Aufmerksam-

keit geboten, da die Existenz von Kampfmitteln nie ausgeschlossen werden kann. Falls 

bei Erdarbeiten verdächtige Gegenstände gefunden werden oder eine außergewöhnliche 

Verfärbung des Erdreichs zu bemerken ist, ist unverzüglich die Abteilung Sicherheit und 

Ordnung der Wallfahrtstadt Werl (Tel.: 02922 – 800 3201), ggf. über die Polizei Werl 

(02922 – 91000 oder die Notrufe 110 und 112) zu informieren. 

 

11.2 Altlasten 

Über relevante Bodenbelastungen des Grundstücks ist nichts bekannt.   

Es wird jedoch folgender Hinweis zu Altlasten, Abfallwirtschaft und Bodenschutz in den 

Bebauungsplan aufgenommen: Sollten bei Erdarbeiten Abfallablagerungen oder Boden-

verunreinigungen festgestellt werden, ist die Abteilung Abfallwirtschaft / Bodenschutz 

des Kreises Soest umgehend zu benachrichtigen. Die vorgefundenen Abfälle oder ver-

unreinigter Boden sind bis zur Klärung des weiteren Vorgehens gesichert zu lagern. Bei 

Baumaßnahmen anfallende Abfälle sind vorrangig einer Verwertung zuzuführen. Abfälle, 

die nicht verwertet werden können, sind auf den Entsorgungsanlagen im Kreis Soest zu 

beseitigen. 

12. Kosten und Finanzierung 

Der Vorhabenträger übernimmt die Gesamtkosten. Für die Wallfahrtstadt Werl entstehen 

keine finanziellen Auswirkungen. Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan gilt gem. § 12 

Abs. 3 BauGB, dass nur solche Vorhaben zulässig sind, zu deren Durchführung sich der 

Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet.  

13. Städtebauliche Zahlenwerte 
 

Überbaute Fläche, davon Gebäude: 218 m² und 

Stellplatzfläche 188 m² 

406 m² 79 % 

nicht überbaute Fläche, davon Pflanzbeete: 34 m²  
109 m² 21 % 

Plangebiet insgesamt 515 m² 100 % 
 


